
Solzung über die Ehebung von Verwoltungskoslen im
eigen en Wirkun gskrers (V e rw olt u n g s ko st e n s otzu n g) d e r

Slodl Treffurl

Der Slodfrol der Slodt Ireff urt ho'f in seiner Silzung om 0T.September 2A l5
oufgrundder§§ 19 Ab' I und2l der lhüringer Gemeinde- und

Londkreisordnung (ThürKO) in der Fossung vam 28. Jonuar 2AA3 (GVBI. S. 41),

zulet'zl geönderl § 63 gecindert' durch Aiikel 2 des Gesetzes vam 24. Mörz

2al4 (GvB|. S. 82, 83), der§§ /,2, 1A und l l des fhüringer
Kammunalobeobenqeseizes (IhürKAG) in der Fossung der Bekonntmachung
vom i9. Seplerntr,er 20AA (GVBI. S. 301, zuletzt geonderl die §§ 7, l5,2lo
geöndert durch Adike/ / des Gesetzes vam 2A. llörz2Al4 /GVb/. S. B2l sowie

deslhüringer Verwollungskoslengese t'zes (IhürvwKostGl in der Fossung vom

23. September 2AA5 fGVB/. s. 325) zulelzt' geönderi durch Arlike/ 9 des
Ihüringer Hausholisbeg/eiigeseizes 2 012 vam 2l . Dezember 201 I fGVB/. S.

53 I ) f olge nd e Verwo/lungskosiensolzung besch/ossen:

§ I Verwolfungsko stenpflichtige öffenl,iche leislungen
(l ) Die Stodt Ireffurl erhebt' aufgrund di"ser ve-Vr'oltungskoslensoizung in
verbindung mit dem jewei/s güliigen Kostenverzeichnis f ür individuell
zurechenbare öffeni/iche Leislungen irn ergenen Wlrkungskreis
Verwcrliungskosien f Gebühren und Auslagen).
l2) veMaltungskoslenpflrchl besieht ouch, wenn ein ouf vornohme eine!
öf f enllichen Leis/ung gerichieier Ant'rog zurückgenommen wid oder sich ouf
onclere Werse er/ed/gi.
(3) Gebühren, die aufgrund von Geseizen und anderer - ouch gemeindlicher
Rech/svorschrFten - erhoben werden, name nllich Benutzungsgebühren,
bleiben von dieser Sotzung unberührl.
l4) Behörde ln'r Sinne dieser Salzung isl lede sieiie. die Aof goben der
öf f e nllich e n v erw oltu ng w ohrnimmt.
l, Öftenlliche Leislungen sind

l. Amlshondlungen; eine Amlshondlung ist jede mit' Außenwikung in
Ausübung haheitlicher BeFugnisse vargenammene Hondlung; sie liegl
ouch donn var, wenn ein Einverslandnis der Behörde, insbesondere
eine Genehmrgun g, Erlaubnis ader Zust'immtJng, nach Ablauf einer
besllmn'rfen Frist oufgrund einer Rechisvorschflff ols erleill gilt.
2. Ü bervv o ch o ngsmo ßnohme n, P rüf u ng e n und Unfersuch ungen sowre
3. sonslige Lersiungen, die im Rohmen einer öffenllich rechi/ichen
v e rw olt u n gst' öt'igkeit e rbrocht w e rd e n.

(6) lndividuell zurechenbor slnd insbesondere öffent'liche Lerstungen, die
I . beantragt. sonsi wiieniiich in Anspruch genammen oder zugunsten
des Leisiungsernpf ö nge rs erbrct c ht' werden oder

Satzungüber die Erhebung von Verwaltungskosten im
eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) der

Stadt Treffurt

Der Stadtrat der Stadt Treffurt hat in seiner Sitzung am 07.September 2015

aufgrund der $$ 19 Abs. I und 21 der Thüringer Gemeinde- und

Landkreisordnung (ThürkO) in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41),

zuletzt geändert $ 63 geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. März

2014 (GVBl. $. 82, 83), der 88 1,2, 10 und I Ides Thüringer

Kommunalabgabengeseltzes [ThürKAG] in der Fassung der Bekanntmachung

vom 19. September 2000 (GVBl. $. 301, zuletzt geändert die $$ 7, 15, 2la

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. März 2014 (GVbi. S. 82) sowie

des Thüringer Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKosiG) in der Fassung vom

23. September 2005 (GVBl. 5. 325) zuletzt geändert durch Artikel 9 des

Thüringer Haushaltsbegleitgesetzes 2012 vom 21. Dezember 2011 (GVBl. S.

531) folgende Verwaltungskostensatzung beschlossen:

$ 1 Verwaltungskostenpflichtige öffentliche Leistungen
(1) Die Stadt Treffurt erhebt aufgrund dieser Verwaltungskostensafzung in
Verbindung mit dem jeweils gültigen Kostenverzeichnis für individuell
zurechenbareöffentliche Leistungen im eigenen Wirkungskreis
Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen).

[2) Verwaltungskostenpflicht besteht auch, wenn ein auf Vornahme einer
öffentlichen Leistung gerichteter Antrag zurückgenommen wird oder sich auf

andere Weise erledigr.
(3) Gebühren, die aufgrund von Gesetzen und anderer - auch gemeindlicher

Rechtsvorschriften - erhoben werden, namentlich Benutzungsgebühren,
bleiben von dieser Satzung unberührt.
(4) Behörde im Sinne dieser Satzungist jede Stelle, die Aufgaben der

öffentlichen Verwaltung wahrnimmt.

(5) Öffentliche Leistungen sind
I. Amtshandlungen; eine Amtshandlung ist jede mit Außenwirkung in

Ausübung hoheitlicher Befugnisse vorgenommene Handlung;sie liegf
auch dann vor, wenn ein Einverständnis der Behörde, insbesondere
eine Genehmigung, Erlaubnis oder Zustimmung, nach Ablauf einer

bestimmten Frist aufgrund einer Rechtsvorschrift als erteilt gilt,
2. Überwachungsmaßnahmen, Prüfungen und Untersuchungen sowie
3. sonstige Leistungen, die im RahmeneinerÖffentlich-rechtlichen

Verwaltungstätigkeit erbracht werden.
[6) Individuell zurechenbarsind insbesondere Öffentliche Leistungen, die

I. beantragt, sonst willentlich in Anspruch genommen oder zugunsten
des Leistungsempfängers erbracht werden oder



2. ouferund des Verho/iens elner Person oder des von elner Person zu
y -ortretenden Zusionds einer Soche im öffe ntliche n lnieresse erbrochi
w erd e n ; bei Ü berw och u ngsh a ndl unge n, P rÜf unge n und
Unfersuchungen gilt dies nur, wenn die öffenlliche Leislung nichi
oussch/ieß/lch ouf eine ollgemeine behördliche lnfarmotionsgewinnung
gerichlei isi.

§ 2 §ochliche verwoltungskoslenfreiheit
I I ) V e rw olt un qskosf enfre/ sind
1. o) Überwochungsmoßnclhn'ren oufgrund eines Verdochls oder einer
Beschwerde oder
bl Slrchprobenkon trollen, bei denen der zu Übenryochende o usschließiich
noch dem Zufollsprinzip ctusgewohlt wird, wenn kein Versloß gegen eine
Rechlsvorschdf / feslgesf eilt wrrd.
2. einf ,rche mündliche oder schrifl/iche Auskünfle; dies gi/l nrchi für Auskünfle
ous Regisiern und Doteien,
3. cjie Edei/ung von Bescheiden über öffentlich rechUiche Geldf orderungen,
4. Enlscheldungen über die Siundung, den Erloss, die Niedersch/ogung oder
die Erstot'tung öff entlich'rechtlicher Geldf orderungen,
5. Enlscheidungen über die Feslsetzune van Entschödigungen ous
öff ent'lichen Mit'teln,
6. Enlscheidungen über Ant'röge auF Ge/d/e,stun9e n, wie Untersliitzungen
ader V)wendungen,
7. öffenlliche Lelstungen im Rohmen eines beslehende n ader früheren
öf f e nlli ch- re c ht'lichen Drensl- oder Amlsverhci/inisses,
B. Enfscheidungen über Gegenvorsiellungen und Aufsichlsbeschwerden,
9. öffent'liche Leist'ungen in Angelegenherien des Wohlrechfs, des
Vo/ksbegehrens und des Vo/ksenischeids sowre
10. Enlscheidungen über die Anordnung dersofarligen vollziehung noch den
§§ 80 und B0o VWGO.
(2) Die Verwolf ungskosienfrerheil gili nicht' f lir den Widerruf ader die
Rücknohrne einer Amlshondiung, sofern der Verwo/fungskoslensch u/dner dies
zu verlrelen hctt.

§ 3 Persönliche Gebührenfreiheii
{l ) Von der Enlrichtung von Verwoltungsgebühren sind befreit:

l. die Bundesrepublik Deuisch ond sowie die Bundeslönder; dies gilt nur,
wenn die Summe der vetwallungskaslen für eine Ange/egenheli den
Bet'rog van 5AA Eura nicht übersleigt,
2. Londkrejse, Gemeinden, Gemeindeverbcinde und sonsiige
kammunole Körperschofien des öff entlichen Rechis und

3. Kirchen sowie ondere Reiigions- und Weilonschouungs-
gemeinschoflen, we/che die Rechlssfe//ung einer Körperschofi des
öf f e nlli che n Rechls hoben.

(2) Die persönliche Gebührenf reiheif giil nichl, wenn
l. die Gebühr Drit'ten auf erlegt' ader ouf Drit'te umgelegt werden konn.

2. aufgrund des Verhaltens einer Person oder des von einer Person zu
vertretenden Zustands einer Sache im öffentlichen Interesse erbracht

werden; bei Überwachungshandlungen,Prüfungen und
Untersuchungengilt dies nur, wenn die öffentliche Leistung nicht

ausschließlich auf eine allgemeine behördliche Informationsgewinnung

gerichtetist.

& 2 Sachliche Verwaltungskostenfreiheit

(1) Verwaltungskostenfrei sind
l. a) Überwachungsmaßnahmenaufgrund eines Verdachts oder einer

Beschwerde oder
b) Stichprobenkontrollen, bei denen der zu Überwachendeausschließlich

nach dem Zufallsprinzip ausgewählt wird, wenn kein Verstoß gegen eine

Rechtsvorschrift festgestellt wird,
2. einfache mündliche oderschriftliche Auskünfte; dies gilt nicht für Auskünfte
aus Registern und Dateien,

3. die Erteilung von Bescheiden Über öÖffentlich-rechtliche Geldforderungen,
4. Entscheidungen über die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung oder
die Erstattung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen,
3. Entscheidungen Überdie Festsetzung von Entschädigungen aus
öffentlichen Mitteln,

6. Entscheidungen über Anträge auf Geldleistungen, wie Unterstützungen

oder Zuwendungen,
7. öffentliche Leistungen im Rahmeneines bestehenden oder früheren
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhälfnisses,
8. Entscheidungen Über Gegenvorstellungen und Aufsichtsbeschwerden,
9. öffentliche Leistungen in Angelegenheiten des Wahlrechts, des
Volksbegehrens und des Volksentscheids sowie

10. Entscheidungen Über die Anordnung dersofortigen Vollziehung nach den

$$ 80 und 80a VwGO.
[2} Die Verwaltungskostenfreiheiftgilt nicht für den Widerruf oder die

Rücknahmeeiner Amtshandlung, sofern der Verwalftungskostenschuldner dies
zu vertreten haf.

$ 3 Persönliche Gebührenfreiheit
(1) Von der Entrichtung von Verwaltungsgebührensind befreit:

1. die Bundesrepublik Deutschland sowie die Bundesländer; dies gilt nur,
wenn die Summe der Verwaltungskosten für eine Angelegenheit den
Betrag von 500 Euro nicht übersteigt,
2. Landkreise, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige
kommunale Körperschaften des öffentlichen Rechts und
3. Kirchen sowie andere Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften, welche die Rechtsstellung einer Körperschaft des
öffentlichen Rechts haben.

[2) Die persönliche Gebührenfreiheit gilt nicht, wenn
I. die Gebühr Dritten auferlegt oder aufDritfe umgelegt werden kann,
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2. die öff entiiche Leisiung einen Belrieb nach § 26 Abs. /derThüringer
Lcrndeshausho/iso rdnung in der Fossung von.r 19. September 2AAA (GVBL

S. 282) in der jeweils ge/ienden Fossung oder vergleichbore Betriebe
des Bundes oder der onderen Londer betrifft oder
3. die öff entiiche Leis/ung einen kommuno/en Eigenbetrieb noch § 76
der Thüringer Kommunolordnung in der Fossung vom 28. Jonuar 2003
(GVBI. S. 4l)in derleweils ge/ienden Fossung belriffl, es sei denn. doss
der Eigenbetrieb Lelslungen erbringt, zu deren Bereitslellung die
kammunole n Körperschofien gesetzlich verpflicht'el sind.

(3) Befreiungen und Ermößigungen, dle ouf besonderen gesetz/rchen
Vorschriften beruhen. bleiben unberührl.

§ 4 Gebühren in besonderen töllen
(1) Wird ein Anlrog ous onderen Gründen c s wegen ll nzustö n clig keil gonz
oder ieilweise obge ehnt. wird eine Gebühr bis zu der Höhe erhoben. die f ür
dre öflent/rche Lersiung vorgesehen isi, mindeslens ledoch 20 Euro. Wird der
An/rog ousschiieß/ich wegen Unzust'öndtgkeit' der Behörde abgelehnt, so wid
keine Gebühr erhoben.
(2) wnd eine Amlshond/ung von der Behörde ous Gründen, die der
Verwo/iungskosien schtJldner zu veirelen hol, zurückgenammen oder
wi.lern)f -on. so isi eine Gebühr bis zu der Höhe zu erheben. die f ür die
zurückgenammene oder widerrufene Amlshondlung im Zeitpunkl der
Rücknohme oder des widerruf s vorgesehen isi. /si Für eine so/che
Amtshondlung eine Gebühr nicht vargesehen ader wAre sie gebührenfrei, ist
eine Gebühr bis ztJ 2.A40 Euro zu erheben. /n den Fallen der Satze I und 2

betroqt' die Gebühr mindesiens 20 Eura. Die Gebühr wid nicht erhaben, wenn
der Verwo/iungskostensch uidner die Rücknohme oder den widerruf nicht zu
vertreten hat.
(3) wird ein Antrog zurückgenammen ader erledigt' er sich auf andere weise,
bevor dre öff entliche Leislung vol/siöndig erbracht' worden ist', werden bis zu
75 v.H. der für die öffentliche Lelsiung vorgesehenen Gebühr erhoben. Efolgt
die Gebührenbere chnung noch dem Zeitoufwond, wird der bis zur
Zurücknohme ader Erledigung des Anirogs enlsfondene Zeilaufwand
zugrunde gelegt. ln den Fö//en der Sö/ze 1 und 2 bet'rögt die Gebühr
mindeslens 2A Euro. Holie die 8ehörde mil der sochlichen Beorbeit'ung noch
nichl iregonnen oder rsf die beonlragte öffenlliche Leistung gebührenfrei,
wird keine Gebühr erhaben.
(4) lst eine öffenlliche Leislung, für die Verwo/fungskosfen nicht zu erheben
wören, missbröuchiich veroniossl worden, so wird eine Gebühr bis zu l.0AA
Euro erhaben, mindest'ens ledoch 20 Eura.
(5) Gebühren, die bei richtiger Behondiung der Soche durch clie Behörde
nrchl enlslonden woren, werden nichi erhoben.

§ 5 Verwqltungskoslengläubiger
Verwc turlgskosleng öubiger ist die Stodt Treffurt.

2. die öffentliche Leistung einen Betrieb nach $ 26 Abs. I der Thüringer
Landeshaushaltsordnung in der Fassung vom 19. September 2000 [GVBL
5. 282) in der jeweils geltenden Fassung oder vergleichbare Befriebe
des Bundes oder der anderen Länder betrifft oder
3. die öffentliche Leistung einen kommunalen Eigenbetrieb nach $ 76
der Thüringer Kommunalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003
(GVBl. $. 41) in der jeweils geltenden Fassung betrifft, es sei denn, dass
der Eigenbetrieb Leistungen erbringt, zu deren Bereitstellung die

kommunalen Körperschaften geseftzlich verpflichtet sind.

(3) Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzlichen
Vorschriften beruhen, bleiben unberührt.

8 4 Gebührenin besonderenFällen

(1) Wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit ganz
oderteilweise abgelehnt, wird eine Gebührbis zu der Höhe erhoben, die für
die Öffentliche Leistung vorgesehenist, mindestens jedoch 20 Euro. Wird der
Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, so wird

keine Gebühr erhoben,
[2) Wird eine Amtshandlung von der Behörde aus Gründen, die der
Verwaltungskostenschuldnerzu vertreten haft, zurückgenommen oder
widerrufen, so ist eine Gebühr bis zu der Höhe zu erheben,die für die

zurückgenommeneoder widerrufene Amftshandlung im Zeitpunkt der
Rücknahme oder des Widerrufs vorgesehenist. Ist für eine solche

Amtshandlung eine Gebühr nicht vorgesehen oder wäre sie gebührenfrei,ist
eine Gebühr bis zu 2.000 Euro zu erheben.In den Fällen der Sätze I und 2
beträgt die Gebühr mindestens 20 Euro. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn
der Verwaltungskostenschuldner die Rücknahme oder den Widerruf nicht zu
vertreten hat.

[3) Wird ein Antrag zurückgenommen odererledigt er sich auf andere Weise,

bevordie öffentliche Leistung vollständig erbracht wordenist, werden bis zu
75 v.H. der für die öffentliche Leistung vorgesehenen Gebühr erhoben.Erfolgt
die Gebührenberechnung nach dem Zeitaufwand, wird der bis zur
Zurücknahme oderErledigung des Antrags entstandeneZeitaufwand

zugrunde gelegt. In den Fällen der Sätze I und 2 beträgt die Gebühr
mindestens 20 Euro. Hatte die Behörde mit der sachlichen Bearbeitung noch
nicht begonnen oderist die beantragfe Öffentliche Leistung gebührenfrei,
wird keine Gebühr erhoben.
(4) Ist eine öffentliche Leistung, für die Verwaltungskosten nicht zu erheben
wären, missbräuchlich veranlasst worden, so wird eine Gebühr bis zu 1.000
Euro erhoben, mindestens jedoch 20 Euro,
(5) Gebühren,die beirichtiger Behandlung der Sache durch die Behörde
nicht entstanden wären, werden nicht erhoben.

8 5 Verwaltungskostengläubiger
Verwaltungskostengläubigerist die Stadt Treffurt.



§ 6 Yerwollungskostenschuldner
(l ) Zur ZahLung der Verwoilungskosten ist verpflichlet,

l. wem die öffent iche Leistung individuel zuzurechnen lst,

2. wer clie Verwo lungskoslen durch eine vor der zuslandigen Behörde
obgegebene oder ihr mitgeteille Erk örung übernommen hol oder
3. wer für die Ven oltu ngskoslenschu cl eines onderen kroft Geselzes
hoflei.

(2) veNvolt'ungskoslensch u/dner /st ouch, wer o/s geseizlicher veiret'er,
Vermögensverwoller oder vertügungsberechtigter im Slnne der §§ 34 und 35
der Abgabenordnung infalge vorsöt'zlicher ader grob fahrlössiger ve et'zunq
der ihrn oufelegten Pflichlen veroniossi hoi, doss Verwoiiungskoslen nichi,
nicht rechtzei'fig ader nu|leilweise erhoben werden können. Dies umfossf
ouch die inf olge der Pflichtverletzung zu zahlenden Saumnbzuschlöge.
(3) Mehrere Ve,.woiiungskosienschu/dner hoflen ois Gescrmischu/dner.
l4) Auslagen, die durch unbegründete Einwendungen oder durch
schuidhafles Verholten enfsionden srnd, hot derjenige zu lrogen, der sie
verursocht hot.

§ 7 Gebührenbemessung
(1) Die Höhe der Gebühr richlei sich noch dem on/iegenden
Kosl e nv e rze i c hnis zur Verwoi lungskost' e nsotzu ng, dos 8es/andfei/ dieser
Solzung,st.
12) Die Gebührenerhebung elalgt durch Fest'gebiihren, wertgebühren und
Zeitgebühren.
f3/ Fesigebühren sind die mit einem beslimmfen unverönderlichen Belrag
vorgesehenen G e bü hre n.
(4) Werlgebühren werden noch dem Werf des Gegensiondt ouf den sich dle
öffenlliche Leistung bezieht, bemessen. Bei der Fesisefzung einer werlgebühr
wid der Wert' zum Zeitpunkl der Beendigung der öffentlichen Leislung
zugrunde gelegt'.
(5) Zeitgebühren werden nach dem f ür die öff ent'liche Leist'ung ertarderlichen
Zeiioufwond bemessen.

§ 8 ßohmengebühren
Rohmengebühren werden durch elnen Mindesl- und Höchst'sc:ttz beslimml. Bei
öffent'lichen Leist'ungen, f ür die in dem Kosienverzeichn,s ein Rohmen
feslge/egi isf, wird die Gebühr bemessen

l. noch der Bedeut'ung, dem wirtschof llichen Weri oder dem sonsiigen
Nutzen der öffent'llchen Leisiung und
2. noch dem mit' der Varnohme der öffent'lichen Leisiung verbundenen
Verwoltungsoufwond.

§ 9 Pquschgebühren
Die Gebühr für rege mößig wiederkehrende öffentliche Leistungen konn ouf
Antrog für einen im Vorous besiimmlen Zeilrourn, jedoch nicht für önger ols
ein Johr, durch einen Pouschbelrog obgego ten werden. Bei der Bemessung

8 6 Verwaltungskostenschuldner
(1) Zur Zahlung der Verwaltungskostenist verpflichtet,

1. wem die öffentliche Leistung individuell zuzurechnenist,

2. wer die Verwaltungskosten durch eine vor der zuständigen Behörde
abgegebeneoderihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat oder

3. wer für die Verwaltungskostenschuld eines anderen kraft Gesetzes

haftet.
[2) Verwaltungskostenschuldnerist auch, wer als gesetzlicher Vertreter,

Vermögensverwalter oder Verfügungsberechtigfter im Sinne der $$ 34 und 35
der Abgabenordnunginfolge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung
der ihm auferlegten Pflichten veranlasst hat, dass Verwaltungskosten nicht,
nicht rechtzeitig oder nur teilweise erhoben werden können. Dies umfasst
auch die infolge derPflichtverletzung zu zahlenden Säumniszuschläge.
[3} Mehrere Verwaltungskostenschuldner haften als Gesamfschuldner.
[4) Auslagen, die durch unbegründefe Einwendungen oder durch
schuldhaftes Verhalten entstandensind, haft derjenige zu tragen, dersie
verursacht har.

$ 7 Gebührenbemessung
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem anliegenden
Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung, das Bestandteil dieser
Satzungist.
[2) Die Gebührenerhebungerfolgt durch Festgebühren, Werfgebühren und
Zeitgebühren.
[3} Festgebühren sind die mit einem bestimmten unveränderlichen Betrag
vorgesehenen Gebühren.
[4) Wertgebühren werden nach dem Wert des Gegenstands, auf den sich die
öffentliche Leistung bezieht, bemessen. Bei der Festsetzung einer Wertgebühr
wird der Wert zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen Leistung

zugrunde gelegt.

(5) Zeiigebühren werden nach dem für die Öffentliche Leistung erforderlichen
Zeitaufwand bemessen.

$ 8 Rahmengebühren
Rahmengebühren werden durch einen Mindest- und Höchstsatz bestimmt. Bei
öffenflichen Leistungen,für die in dem Kosfenverzeichnis ein Rahmen
festgelegtist, wird die Gebühr bemessen

I. nach der Bedeutung, dem wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen

Nutzen der öffentlichen Leistung und
2.nach dem mit der Vornahme der öffentlichen Leistung verbundenen

Verwaltungsaufwand.

8 9 Pauschgebühren
Die Gebührfür regelmäßig wiederkehrende Öffentliche Leistungen kann auf

Antrag für einen im Voraus bestimmten Zeitraum, jedochnicht für längerals
ein Jahr, durch einen Pauschbetrag abgegolten werden. Bei der Bemessung
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des Pauschbeiroges wird cler geringere Umfong der Verwo tungsorbeit
berücksichtigt.

§ l0 Auslogen
(1) Falgende Aufwendungen, die im Zusammenhang mil einer öf f enUichen
Leistung und in den Foilen des § / Abs. 2 entst'ehen, werden ois Aus/ogen
gesonderi erhoben:

1 . Ent'schodigungen für Zeugen, Sochverslcindige, Doimeischer oder
Überset'zer,
2. Ent'gelle für Posl- und Ie/ekommunikolionslelstungen,
3. Aufwendungen für öffentliche Bekonnlmachungen und Zustellungen
durch clie Behörde,
4. vergütungen und ondere Aufwendungen für die Ausführong von
Diensigeschöflen oußerholb der Diensfsle//e,
5. Belrdge, die Behörden, Einrichlungen, not'ülichen oder jurls/isch en
Personen zuslehen sowie
6. Aufwendungen für Ausfefiigungen, Abschrift'en und Kopien, soweil sie
ouf besonderen Anlrog hergestelll oder ous vom Verwo/iungskosfen-
schuldner zu veiret'enden Gründen natwendig wurden.

(2) Die Audagen werden in der loisöch/ich enlslondenen Höhe erhaben. lm
Kosienverzeichnis konn best'immt' werden, doss enfsiondene Aus/ogen rrii der
Gebühr obgegalten sind oder pouscholiert erhoben werden.
(3) Auslagen ncJch § / Nr. 5 werden auch donn erhoben, wenn dle
verwc/iungskosienerhebende Behörde ous Gründen der Cegenseiflgkeil. der
Verwolt'ungsvereinfcrch ungt oder ous ohnlichen Gründen on die ondere
Behörde, Einrichl ung, nalürliche oderlurisfische Person keine Zdhlunge n
/erst'ei.
(4) Auslogen werden oußer in den Fci//en des § 2 Abs. i ouch donn erhaben.
wenn die öffeni/lche leislung gebührenfrei ist.

f5l Aus/ogen. die bei richfiger Sachbehondlung nichl enis/onden wören
werden nichl erhoben. Dos Gleiche gilf f ür Aus/ogen. die durch die verlegung
eines Termins oder durch die Verlogung einer Verhondlung enlsionden sind,
soweil dles nichl denn Aus/ogenschuldner zozurechnen isl.

§'l I Verwoltungskostenenlscheidung
{l ) Die Verwollungskoslen werden von Arnts wegen festgesetzt. Die
Enlscheidung über dle Verwollungskoslen soll, sowelt mög ich, zusomrnen mit
der Scrchentscheidung ergehen.
{2) Aus der Verwoltungskoslenentscheidung müssen rnindestens hervorgehen:

L die verwollungskostenerhebende Behörde,
2. der Verwoliunqskostenschuldner,
3. die koslenpflichlige öffenlllche Leislung,
4. die ols Gebühren und Auslogen zu zohlenden Belröge sow e
5. wo, wqnn und wie die Gebühren und die Auslagen zu zohlen sind.

(3) Die Veryo/iungskoslenentscheldu ng konn mündlich ergehen; sie ist ouf
Anirog schrifl ich zu beslöligen. Soweit sie schrifilich ergeht oder schrift ich

des Pauschbetrages wird der geringere Umfang der Verwaltungsarbeit

berücksichtigt.

$ 10 Auslagen

[1) Folgende Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer öffentlichen
Leistung und in den Fällen des $ 1 Abs. 2 entstehen, werden als Auslagen

gesondert erhoben:
l, Entschädigungen für Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher oder
Übersetzer,

2. Entgelte für Post- und Telekommunikationsleistungen,
3. Aufwendungenfür öffentliche Bekanntmachungenund Zustellungen
durch die Behörde,

4. Vergütungen und andere Aufwendungenfür die Ausführung von
Dienstgeschäften außerhalb der Dienststelle,

5. Beträge, die Behörden,Einrichtungen, natürlichen oderjuristischen
Personen zustehen sowie
6. Aufwendungenfür Ausfertigungen, Abschriffen und Kopien, soweit sie
auf besonderen Antrag hergestellt oder aus vom Verwaltungskosten-
schuldner zu vertretenden Gründen notwendig wurden.

[2) Die Auslagen werdenin der tatsächlich entstandenen Höhe erhoben. Im

Kostenverzeichnis kann bestimmt werden, dass entstandene Auslagen mit der
Gebühr abgegolten sind oder pauschaliert erhoben werden.
[3} Auslagen nach $ I Nr. 5 werden auch dann erhoben, wenn die
verwaltungskostenerhebende Behörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der
Verwaltungsvereinfachung oder aus Ähnlichen Gründen an die andere

Behörde,Einrichtung, natürliche oderjuristische Person keine Zahlungen
leistet,
(4) Auslagen werden außerin den Fällen des $ 2 Abs. I auch dann erhoben,
wenn die Öffentliche Leistung gebührenfreiist.

[5) Auslagen, die bei richfiger Sachbehandlung nicht entstanden wären,

werden nicht erhoben. Das Gleichegilt für Auslagen, die durch die Verlegung
eines Termins oder durch die Vertagung einer Verhandlung entstandensind,
soweit dies nicht dem Auslagenschuldner zuzurechnenist.

$ 11 Verwaltungskostenentscheidung

(1) Die Verwaltungskosten werden von Amts wegenfestgesetzt. Die
Entscheidung überdie Verwaltungskostensoll, soweit möglich, zusammen mit

der Sachentscheidung ergehen.
(2) Aus der Verwaltungskostenentscheidung müssen mindestens hervorgehen:

l. die verwaltungskostenerhebende Behörde,
2. der Verwaltungskostenschuldner,
3. die kostenpflichtige Öffentliche Leistung,
4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlendenBeträge sowie

5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind.
[3) Die Verwaltungskostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf

Antrag schriftlich zu bestätigen. Soweit sie schriftlich ergeht oderschriftlich



bestötigt wird, sind ouch die Rechtsgrund ogen fÜr die Erhebung der Kosten
sowie deren Berech nung onzugeben.
\4) Die verwolf ungskoslenenischeidu ng konn vorlöufig ergehen, wenn der f iir
die Ermittlung der Gebühr moßgebende Werl des Gegensionds der
öff entlichen Lelstung ungewiss rst. Sie wird gecindert oder f Ür endgültig erklöt,
soboid die Ungewissheii bese,flgi isl.
(5) Vor der endgülfigen Festselzung der Gebühr konn die Sumrne der
erslotlungsfcihigen Ausiogen im sinne des § l0 fesigesefzt werden. GebÜhren
und Aus/ogen werden donn jeweils noch Moßgabe der Absöt'ze 1 und 2

get'rennt fesigeseizi.

§ l2 Entstehen und tölligkeit der yerwollungskoslenschuld
(l) Die Gebührenschuld entslehl, soweli ein Antrog nolwendig isl, mil dessen
Eingong bei der zustöndigen Behörde im Übrigen mit der val/siöndigen
Erbingung der öffeniiichen Leislung. Bei Pouschgebühren enistehi die
Gebührenschu/d mit der Genehmigung des Anlrogs noch § 9. Die
verpf licht'ung zur Ers'lot'tung von Aus/ogren enlslehl mit der Aufwendung des
zu erhebenden Beircrges; in den Fölien des § l0 Abs. 3 mil der
vo//sldndi gen Erbring ung d e r öf fenlllchen Leisiung.

12) Die verwoltungskosten werden mil cler Bekonnlgobe der Verwoiiungs-
kosienentscheidung on den Verwaltungskoslenschuld ner fölig, wenn nichl
die Behörde einen spöteren Zeitpunkl beslimml.

§ I3 Sdurnniszuschlog
(1)Werden Gebühren oderAusiogen nicht biszum Abiauf des Fdiilgkerlsloges
enlricht'et, so wrd für jeden angeiongenen Moncrl der Sdumnls ein
Söumniszuschiog van I v.H. des obgerundelen rückstöndiqen Belroges
erhoben, wenn dieser 50 Euro übersleigi. Ein Söumniszusch/og wird bei einer
Söumnis bis zu dreilctgen nicht' erhoben.
(2) Absat'z I gilf nicht für Söumniszuschiöge, die nicht' rechlzeitig enlricht'ef
werden.
(3) Für die Berechnung des Sdumniszuschlags wird der rückstdndige Beirog
ouf den ncichsien durch 5A Eura feilbaren Belrog obgerundet'.
(4) Als lag. on dem elne Zohl.ung ent'richtet worden ist, gilt

I . bei Ubergobe oder Ubercendung van Zohlungsmit''leln on die für den
Kosleniröger zuslcindige Kosse der Iog des Eingongs oder
2. bei Überweisung oder Einzohlung ouf ein Kont'o der für den
Verwoiiungskos/en glöubiger zustöndigen Kosse und bei Einzohlung mit
Zohlkorte oder Poslonwelsung der Tog, on dem der Belrag der Kosse
gulgeschrieben wird.

f5) /n den Fdllen der Gesomischu/d enlslehen Sciumniszusch/öge gegenüber
/edern sc,umigen Gesomlschuidner /nsgesomi isiledoch kern höherer
saumniszuschlog zu enlrichlen o/s enlslonden wöre, wenn die sciumnls nur bei
einem Gesomisch uldner eingelrelen wöre.
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bestätigt wird, sind auch die Rechtsgrundlagenfür die Erhebung der Kosten

sowie deren Berechnung anzugeben.
(4) Die Verwaltungskostenentscheidung kann vorläufig ergehen, wenn derfür

die Ermittlung der Gebühr maßgebende Wert des Gegenstands der

öffentlichen Leistung ungewissist. Sie wird geändert oder für endgültig erklärt,

sobald die Ungewissheit beseitigtist.
(5) Vor der endgültigen Festsetzung der Gebühr kann die Summe der
erstattungsfähigen Auslagen im Sinne des $ 10 festgesetzt werden. Gebühren

und Auslagen werden dann jeweils nach Maßgabeder Absätze I und 2

getrennt festgesetzt.

& 12 Entstehen und Fälligkeit der Verwaltungskostenschuld
(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendigist, mit dessen
Eingang beider zuständigen Behörde, im Übrigen mit der vollständigen
Erbringung deröffentlichen Leistung. Bei Pauschgebührenentsfehf die
Gebührenschuld mit der Genehmigung des Antrags nach $ 9. Die
Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des

zu erhebenden Betrages; in den Fällen des $ 10 Abs. 3 mit der
vollständigen Erbringung der öffentlichen Leistung.
[2) Die Verwaltungskosten werden mit der Bekanntgabe der Verwalfungs-
kostenentscheidung an den Verwaltungskostenschuldnerfällig, wenn nicht
die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt.

$ 13 Säumniszuschlag

[1}Werden Gebühren oder Auslagen nicht bis zum Ablauf des Fälligkeifstages
entrichtet, so wird für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein
Säumniszuschlag von 1 v.H. des abgerundeten rückstfändigen Betrages
erhoben, wenndieser 50 Euro übersteigt. Ein Säumniszuschlag wird bei einer

Säumnis bis zu drei Tagen nicht erhoben.
[2) Absatz I gilt nicht für Säumniszuschläge, die nicht rechtzeitig entrichtet
werden.
[3)} Für die Berechnung des Säumniszuschlags wird der rückständige Betrag

auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag abgerundet.
(4) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet wordenist, gilt

I. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln an die für den
Kostenträger zuständige Kasse der Tag des Eingangs oder
2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der für den

Verwaltungskostengläubiger zuständigen Kasse und bei Einzahlung mit
Zahlkarte oder Postanweisung der Tag, an dem der Betrag der Kasse

gutgeschrieben wird.
[5) In den Fällen der Gesamtschuld entstehen Säumniszuschläge gegenüber
jedem säumigen Gesamtschuldner. Insgesamt ist jedoch kein höherer
Säumniszuschlag zu entrichten als entstanden wäre, wenn die Säumnis nur bei

einem Gesamtschuldner eingetreten wäre.



§ l4 Kostenvorschuss, Sicherheilsleistvng. Zvrückbeholtungsrechl
(1) Die Behörde konn bei öffenllichen Leisiungen, die auf Antrog
vorgenammen werden, die Zohlung eines Koslenvorschusses und/ader die
Leisi ung einer Sich erheit bis zur Höhe der varoussichuich enlsiehenden
Verwoiiungskosien verlongen. Unbeschodei des Soizes I konn die Behörde
eine öffenf/rche Leistung, die ouf Antrog vargenammen wird, dovon
obhöngig mochen, doss der Anirogsfeiler keine Verwoilungskoslen
rücksldnde für öffentliche Leislungen des g/erchen Sochgebiels hoi.
12) Dem Anlrogsleller wid eine ongemessene Frisi zur Zohlung des
Vorschusses, zur Leist'ung der Srcherheil oder zur Begleichung des Rückst'onds
geselzl. D/e Behörde konn den Ant'rog ols zurückgenammen behandeln,
wenn die Frist nicht eingehalten wid und der Antrogsleller bei der
Anforderung des Vorschusses, der Slcherheifs/eisiung oder des
Rücksionds hierauf hingewiesen worden rsi.
(3) Ausfertigungen, Abschrifien sowie zurückzugebende Urkunclen, die ous
An/oss der öffen//ichen Leis/ung eingereicht' worden ,nd, können bis zur
Bezohlung der ongef arderten Verwcrllungskosien zurückbeholten werde n.

§ l5 Bilrigkeilsregelungen
//J Die fesiselzende Behörde konn die ver,voltungskosten ermößigen ader
von der Erhebung obsehen, wenn dies mil Rücksrchl ouf die widschoftlichen
Verhd/fnisse des Verwo/fungskoslenschu/dners oder sonsi ous
Billigkeitsgrü nd e n gebolen erscheinl.
(2) Für die Slundung, den Erloss, die Nledersch/c/9ung und die Herabset'ztJng
van verwolt'ungskoslenf arderungen gellen gem. § l5 Abs. ,. IJr. 4, 5 und 6
ThürKAG die §§ i63 Abs. / /obweichende Fesfseizung wegen Unbilligkeit'), 222
(Stundung),227 Abs. I (Erloss) und 261 (l liederschlogung) d-^r
Abgobenordnung.

§ '16 Vollslreckung
Rückslanclige Gebühren und Aus ogen, die noch dieser Kostensolzung
erhoben werden, unier iegen der Beilreibung im Verwolluf gsvolslreckungs
verfohren noch den Bestimmungen des Thüringer Verwo lungszusle ungs und
Vo lsireckungsgeselzes (ThürVwZVG) ln der Neufossun g yanl 27 .09 .1994 lGYBl.
S. 1053) in der jeweils gü ligen Fossung.

§ 17 Zuwiderho nd lu nge n
(l ) Gemöß § I 6 ThürKAG wird wegen Abgobenhlnteziehung rnit
Freiheitsstrofe bis zu 2 Johren oder mit Geldslrofe beslrofl, wer zum e genen
Voriei oder zum Vorteil eines onderen

L einer Gemelnde oder einem Londkreis über Totsochen. die f ür die
Erhebung oder Bemessung von Abgoben erheblich sind, unrichlige
oder unvollstöndige Angoben mocht, oder
2. eine Gemeinde oder einen Lonclkreis pflichtwidrig über
obgabenrechtlich erhebliche Toisochen in Unkenntnis lössl. Der
Versuch isl slrafbor.

$& 14 Kostenvorschuss, Sicherheitsleistung, Zurückbehaltungsrecht

{1} Die Behörde kann bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag
vorgenommen werden, die Zahlung eines Kostenvorschusses und/oder die
Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden
Verwaltungskosten verlangen. Unbeschadetdes Satzes I kann die Behörde
eine Öffentliche Leistung, die auf Antrag vorgenommen wird, davon
abhängig machen, dass der Anfragsteller keine Verwaltungskosten-
rückstände für öffentliche Leistungen des gleichen Sachgebiets hat.

[2) Dem Antragsteller wird eine angemesseneFrist zur Zahlung des
Vorschusses, zur Leistung der Sicherheit oder zur Begleichung des Rückstands
gesetzt. Die Behörde kann den Anfrag als zurückgenommen behandeln,
wenndie Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller bei der
Anforderung des Vorschusses, der Sicherheitsleistung oder des
Rückstands hierauf hingewiesen wordenist.

[3} Ausferfigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus

Anlass der öffentlichen Leistung eingereicht wordensind, können bis zur
Bezahlung der angeforderten Verwaltungskosten zurückbehalten werden.

$ 15 Billigkeitsregelungen

[1} Die festsetzende Behörde kann die Verwaltungskosten ermäßigen oder

von der Erhebung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen
Verhältnisse des Verwaltungskostenschuldners oder sonst aus
Billigkeitsgrfünden gebotenerscheint.
[2) Für die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung und die Herabsetzung
von Verwaltungskostenforderungen gelten gem. $ 15 Abs. I, Nr. 4, 5 und 6

ThürKAG die 88 163 Abs. I [abweichende Festsetzung wegen Unbilligkeit), 222

[Stundung), 227 Abs. | (Erlass) und 261 (Niederschlagung) der

Abgabenordnung.

8 15 Vollstreckung

Rückständige Gebühren und Auslagen, die nach dieser Kostensatzung
erhoben werden, unterliegen derBeitreibung im Verwaltungsvollstreckungs-
verfahren nach den Bestimmungen desThüringer Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes (ThürVwZVG) in der Neufassung vom 27.09.1994 (GVBl.
S. 1053) in der jeweils gültigen Fassung.

$ 17 Zuwiderhandlungen
(1) Gemäß & 16 ThürKAG wird wegen Abgabenhinterziehung mit

Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer zum eigenen
Vorteil oder zum Vorteil eines anderen

l. einer Gemeinde oder einem Landkreis Über Tatsachen,die für die
Erhebung oder Bemessung von Abgabenerheblich sind, unrichtige
oder unvollständige Angaben macht, oder
2. eine Gemeinde oder einen Landkreis pflichtwidrig Über
abgabenrechtlich erhebliche Tatsachenin Unkenntnis lässt. Der
Versuchist strafbar.



(2) Ordnungswidrig hondell gemöß § l7 ThürKAG und konn mil Geldbuße bis

zu I0.000,00 € belegl werden, wer ols Abgobenpflichliger oder bei
Wohrnehmung der Angelegenheilen eines Abgobenpflichiigen eine der im
Absoiz I bezeichneten Toten leichtfertig begeht (leichlferlige
Abgobeverkürzung).
(3) Ordnungswidrig hondell ouch und konn mii Geldbuße bis zu 5.000,00 €
belegl werden, wer vorsötzlich oder leichtfertig

I . Belege ousstellt, die in tolsöchlicher Hinsicht unrichtig sind oder
2. den Vorschritten einer Abgobensolzung zur Sicherung oder
Erleichlerung der Abgobenerhebung, insbesondere zur Anmeldung
oder Anzeige von Totsochen, zur Führung von Aufzeichnungen oder
Nochweisen, zur Kennzeichnung oder Vorlegung von Gegenstonden
oder zur Erhebung und Abführung kommunolen Abgoben
zuwiderhondell und es dodurch ermöglichl, Abgoben zu verküzen
oder nicht gerechtfertigle Abgobenvorteile zu erlongen
{Abgobegeföhrdung).

§ l8 Rechtsbehelf
Gegen die Erhebung von Verwoltungskoslen oufgrund dieser
Verwoltungskostensolzung sind die Rechlsbehelfe noch den Bestimmungen
der Verwollungsgerichtsordnung gegeben. Durch Einlegung eines
Rechisbehelfs gegen die Heronziehung zu Verwoltungskoslen noch dieser
Sotzung wird die Verpflichtung zur Zohlung nicht oufgehoben.

§ I 9 Gleichstellungsbestimmung
Sloius- und Eunkäo nsbezeichnungen in dieser Sofzung geilen jeweüs in
männficher und weiblicher Form.

§ 20 ln-Krofl-Trelen, Außer-Kroft-f rcten
Diese §olzung titt om foge noch ihrer öffentlichen Bekonnhnochung in Krofi.
Gleichzeitig titt die bisheige Ve,aryo/tungskosfensofzung der Slodl Treffurl vom
Al.1A2A01 oußer Kroft.

TreJfurl, den 2l . September 2015

'(.1

Reinz
Bürgerrneister
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(2) Ordnungswidrig handelt gemäß 8 17 ThürKAG und kann mit Geldbußebis
zu 10.000,00 € belegt werden, wer als Apgabenpflichtiger oder bei

Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Abgabenpflichtigen eine der im
Absatz 1 bezeichneten Taten leichtfertig begeht(leichtfertige

Abgabeverkürzung).

(3) Ordnungswidrig handelt auch und kann mit Geldbußebis zu 5.000,00 €

belegt werden, wer vorsätzlich oderleichtferfig
1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder
2. den Vorschriften einer Apgabensatzung zur Sicherung oder
Erleichterung der Abgabenerhebung,insbesondere zur Anmeldung
oder Anzeige von Tatsachen,zur Führung von Aufzeichnungen oder
Nachweisen, zur Kennzeichnung oder Vorlegung von Gegenständen
oderzur Erhebung und Abführung kommunalen Abgaben
zuwiderhandelt und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen

oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen
(Abgabegefährdung).

$ 18 Rechtsbehelf
Gegendie Erhebung von Verwaltungskosten aufgrund dieser
Verwaltungskostensatzung sind die Rechtsbehelfe nach den Bestimmungen

der Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. Durch Einlegung eines
Rechtsbehelfs gegen die Heranziehung zu Verwaltungskosten nachdieser
Satzung wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgehoben.

819 Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funkfionsbezeichnungenin dieser Satzung gelten jeweils in
männlicher und weiblicher Form.

$ 20 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten
Diese Satzung fritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die bisherige Verwaltungskostensatzung der Stadt Treffurt vom

01.10,2001 außerKraft.

 

Treffurt, den 21. September 2015

Reinz
Bürgermeister

 



Anloge
Verwoiiungskoslenv e rze i c hnis

Anlage
yenryollungskostenverueichnis zu venvo,fungskoslensotzung der Slodt Trcffui
Für Amtshandlungen werden ollgemeine Verwo/iungskoslen noch folgenden
VerwoJlunqskoslenverzeichnis erhoben:

Nr. cegenstond Eemersungsgrund,oge GebÜht in Euro

1 GebÜhten

1., Al,gemeineötrenilicheteisrungen
Anmerkungen zLr Nr L ll
Gebührenfrer sind
mündliche Auskrnlle
AmlshondlLrng ir. Rchmen

eines besieherrden oder
r. rhFrei .lic.iri.h ra.htli.h-an
Drensi oder Amls
Yerhdlinisses einscnlleßri.h
eines Widerspruchsve.rclrrer5

L L I Genehmigunger, Äne*ennirngef. Eioubrlisie. 5,00 bi5 500,00
Zudimm!ngen, Ceslolllrngen, Fris erörlgerurgen
und andete öffeniliche
Leistuf gen, soweii rn onderen Rechis!crschriiie.l
wede. eire tresondere Gebrhr
bestimnr i no.h Gebilhr-anir-6rheii
vorgesehen ist

1.2 Auskünte,akleneinsichl

L2 1 Mündliche ode.5ch.ifürche Äuskünfle ous noch leiiorft/dni
omilichen odersonrirgen Unierlogen, sorreri lNr i.4l
domrl ern erheblrcher leriouiwond
verbunclen lsl

t 2-2 Gewöhrung r.n Einsicft in omUiche Akten,
(orieien, 8üchea DoientAgen us\|,
ouBerholb ernes onhongigen verfohrens

I.2 2 Lrenn eln Ees..höfUqter die Einslchinohme ncch leilaofwcNd
Couernd beoufsichiiqen rnuss lNr l 4l

1.2 2.2 in andeten Fallen le Akie, Koriei Buch, 3,aa mind. 6,aa
Doleniroger Ls!!

1.2.2.3 ltrschiag Nt. 1.2.2.1 un,1 1.2.2.2 bei l-o Akte, Kület, tsuch, i1,00

weggelegien Akten. Korferen, EÜchern. Doieniroerer us,v

1.2.2.1 Zr)rchlcg zr tlt. 1.2-22fütdie leßer.dung le Sendung l2,ao
von Aklen, ouch von Bußgeldokien
oußerhoib eines 8ußqeldv edahtens: d)e
Auslogen sind mil der Gebühr ob9egolren

Anlage
Verwaltungskostenverzeichnis

Anlage

Verwaltungskostenverzeichnis zur Verwaltungskostensafzung derStadtTreffurt

Für Amtshandlungen werden allgemeine Verwaltungskosten nach folgenden

Verwaltungskostenverzeichnis erhoben:

Nr, Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebührin Euro

1 Gebühren

1.1 Allgemeine öffentliche Leistungen

Anmerkungen zu Nr. 1.1:

Gebührenfrei sind

- mündliche Auskünfte
- Amtshandlung im Rahmen

eines bestehenden oder

früheren öffentlich-rechtlichen

Dienst- oder Amts -

Verhälfnisses einschließlich

eines Widerspruchsverfahrens

1.1.1 Genehmigungen, Anerkennungen, Erlaubnisse, 5,00 bis 500,00
Zustimmungen, Gestattungen, Fristverlängerungen

und andere öffentliche
Leistungen, soweit in anderen Rechtsvorschriffen

weder eine besondere Gebühr
bestimmt, noch Gebührenfreiheif
vorgesehenist

1.2 Auskünfte, Akteneinsicht

1.2.1 Mündliche oderschriftliche Auskünfte aus nach Zeitaufwand

amtlichen oder sonstigen Unterlagen, soweif (Nr. 1.4)

damit ein erheblicherZeitaufwand

verbundenist

1.2.2 Gewährung von Einsicht in amtliche Akten,
Karteien, Bücher, Datenfrägem usw,

außerhalb eines anhängigen Verfahrens

1.2.2.1. wenn ein Beschäftigter die Einsichtnahme nach Zeitaufwand

dauernd beaufsichtigen muss {Nr 1.4)

1.2.2.2 in anderen Fällen je Akte, Karfei, Buch, 3,00 mind. 6,00

Datenträger usw.

1.2.2.3 Zuschlag zu Nr. 1.2.2.1 und 1.2.2.2 bei je Akfe, Kartei, Buch, 3,00

weggelegten Akten, Karteien, Büchern, Datenträger usw.

1.2.2,4 Zuschlag zu Nr. 1.2.2.2 für die Versendung je Sendung 12,00

von Akten, auch von Bußgeldakten

außerhalb eines Bußgeldverfahrens; die
Auslagen sind mit der Gebühr abgegolfen



Nr. Gegenstond

1.3 Begloubigungen,Bescheinigungen,
Zeugnisse
Gebührenfrei sind
1e!gnrsse und Eeschern,gLrngen in iolgenden
Angelegenherien:

Besuch von Schulen und onde.en
Lehron5io/ien

Zohlung von RLrhe , Wnwen Lnd
vldise ng e ld, Kton ke na el d, B -a hilf e n,
Unlersiüizungen und dhn/rchen
Sozio/lersiungen ous öiienllchen adet
prlvoten (os§en
' Gnoden- rrnd SoTidrhilleso.hen
' Ioterscheine. Eesloltungsschehe
- Ängeiegen helten der Schlverbeh rnderlen,
- Berolungs und Prozesskosienhilie
Öfieniliche Le,siungen nach I 3-3 !n..) l-3.4,
soweii sie srch oui Urkunden der -ru gen dd.n ler
noch § 59 Abs I .les Achien BLIches des
Sozio/geselzbuches - Kinder und lugendhille
in derjeweils gelienden Fossung bezJehen.

1.3.I SegloLrbigungenvonUnierschifien

I 3.2 Eegloubigungen von Abschifien, Folckopien

13.:.1 Die die Behörde selbsi hergeslelll hcl
EescheJnrgung ütrer gezohlle Jteuern/Abgaben

Kople ernes Sleuerbescheides

I i-22 in andeten Fallen

13.3 Eesidtigung der Echtheit eifer in ornUicher
oder öiien ilrcher ful]kion gelei5telen
Unlerschrlfl arf einet d--utschen Urkunde
zlvecks Legol50iion

I 3.4 on.lere le!gnrsse Lrnd Se5cheifrgullgen
lrn Dedenki chker15b e5cN --inigung über

gezohlte Sieuern uno GebÜhren

1.4 Gebühten noch dem zeitoutwond
Geb.hrer noch der Obergruppe l.l sind zu

.- -r.e.eo..e..
GebÜhrenbemes5!ng nach Zeilo rf ||and
besii.nmi 6t oder Wodezeiten entslonden
sind, dre der (osiensc h uldner zu
venrelen hat.
Mii dresen Gebrihren isl det leitoufw,and

der Eeschö fiig ien obTugellen, .lie an der
Vamahrne der öffenflichen leistung direkt
b'eie,ligl sind. Die Idrgkeit von Hilfskrolten
iz.8 Fohre. Schreitikrdftel ist in
cler Gebüht noch Zeilat)fwar.)
ber.cks,chirgi. Enl5prechende Gebühren

Eemeslungigrundloge Gebütu in Ewo

3,AA

3,AA

5.Aa bis 2A,AAle leugnis
le Eeschern,gurg

A,6A .rlind- 3.AA

5,00

t0

Nr.

1.3.1

1.3.2

1.3.2.1

1.3.2.2

1.3.3

1.3.4

1,4

Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebührin Euro

Beglaubigungen, Bescheinigungen,
Zeugnisse

Gebührenfrei sind
Zeugnisse und Bescheinigungenin folgenden

Angelegenheiten:

- Besuch von Schulen und anderen
Lehranstalten

- Zahlung von Ruhe-, Witwen- und

Waisengeld, Krankengeld, Beihilfen,
Unterstützungen und ähnlichen
Sozialleistungen aus öffentlichen oder
privaten Kassen
- Gnaden- und Sozialhilfesachen,
- Totenscheine, Bestaftungsscheine
- Angelegenheiten der Schwerbehinderten,

- Beratungs- und Frozesskostenhilfe
Öffentliche Leistungen nach 1.3.3 und 1.3.4,
soweit sie sich auf Urkunden der Jugendämter
nach 8 59 Abs. I des Achten Buches des
Sozialgesetzbuches - Kinder- und Jugendhilfe -

in der jeweils geltenden Fassung beziehen,

Beglaubigungen von Unterschriften je Urkunde

Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien
USW.

Die die Behörde selbst hergestellt hat je Urkunde
Bescheinigung Über gezahlie Stevem/Abgaben

- Kopie eines Steuerbescheides

in anderen Fällen je Seite

Bestätigung der Echtheit einer in amtlicher je Urkunde
oder öffentlicher Funktion geleisteten

Unterschrift auf einer deutschen Urkunde
zwecks Legalisation

andere Zeugnisse und Bescheinigungen je Zeugnis

- Unbedenklichkeitsbescheinigung über je Bescheinigung
gezahlte Steuern und Gebühren-

Gebühren nach dem Zeitaufwand

Gebühren nach der Obergruppe1.4 sind zu
erheben,

- wenn für eine öffentliche Leistung eine

Gebührenbemessung nachZeitaufwand
bestimmt ist oder Wartezeiten entstanden

sind, die der Kostenschulaner zu

vertreten hat,

- Mit diesen Gebührenist der Zeitaufwand

der Beschäftigten abzugelten, die an der
Vornahme der öffentlichen Leistung direkt

beteiligt sind. Die Tätigkeit von Hilfskräffen
(z.B. Fahrer, Schreibkräfte] ist in

der Gebühr nach Zeitaufwand

berücksichfigt, Entsprechende Gebühren

3,00

3,00

0,60 mind. 3,00

5,00

3,00 bis 20,00



Nr. Gegenslond Bemessungsgrund,oge Gebüht in Euto

sin.l .loher nich i gesonded zu erhebeN
- tseiDiensirersen L,nd Diensigdngen wr.d
die auf die fchn enlfallencle Ieü ni.:hf
berücksichigi

1 t.l Gebül1.er fü die tegelmdBige Ioligkeit

,.4.1. I Eeomle des gehobenen Diensles und le % Slunde I LAA
vergleichbore Beschof ligie

1.-1 t.2 übige Beschöfllgf-- le L slunde 9.aA

i.,1.l.rl luschlog zu Nr 1.1 1.1 bisl.4.l.2füt 2i v.H. derKoslen rnind l5aa
Töligk--llen ouß--tharb det iiblichen Dienslzeil noch 1.1 l.l bis

L4.1-2

1.5 GebÜhenlÜ qou - und
GrLrndtÜckrorl gelegenher'len

15.I Eescheiniglng über Nichtbesiehen bzw. Nrcht" fürledes Grundsi,ck lA,AA
ALsübLrngernesgeseiTlichenvo*oufsrechts. ieGrunclslückskoui 2A,aa

vettog

LJ 2 Bes.heinigunq üaier Anliegeriei5iungen 5.00

1.5 3 Sch.ifilrche Auskunfi über.)en 500
Erschließungs5iond

i i.,1 AngebolsvorCrucke beiöffenrlichen 2,aa bis 25,44
ÄL,sschreibungen je noch Umfong

l5.J Erlo L'bnis o cer Ä usll ohrn et,ewllligung 20,00 brs I00,C0
oufgrund eine.ictzunq

i.5.6 llsiirxr.ung 7ur veiegung neuer u lnderufg 5000brs 130,10
bereits vorhonCener Ielekor/l m uniko tionsiinlen
q' ol§oo dt .' t) 'b.6
Ielekom..unir<otionige5eiz

1.5 7 Genehmjgufg zur Änioge/ve.onderung von I a,aa bß I aa,aa
Grundstückszufohdell o!f öf f enUichen
ve*ehßflächen

1.5.8 Zus rnmung;u.Ldschung von drnglichen 20,00 t,isj0,00
Rechien zu Gunsien der Siodi

15.9 Vergobe elne.Housnumne. 5,AA

1.6 O.dnunqsonqelegenheilen

l-ö.1 Enelltng einer Enaubnis oder 5 AA bß 25A,aa
Ausnohmebewilligung

t-ö.2 Sondemufiungen
veruoliungsgebühren b,ej Änlfogsiellung cuf
Sondernutiungsgef enmigung
ol einfoche Sondemutrunger ohne Aufgrobungen
öff--nflichet Vetk--htsflöc hen Iz.B. Ge.üslsfellung, Lagetune rar
Eoumoie.iol, Coll toineroufsteilurg u..ö.1

lt

Nr.

1.4.1

1.4.1.1

1.4.1,2

1.4.1.3

1.5

1.5.2

1,33

1.5.4

1.3.6

1.5.7

1.5.8

1.5.9

Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebührin Euro

sind daher nicht gesondert zu erheben.

- Bei Dienstreisen und Dienstgängen wird
die auf die Fahrt entfallende Zeit nicht

berücksichtigt.

Gebühren für die regelmäßige Tätigkeit

Beamte des gehobenenDienstes und je “a Stunde 11,00

vergleichbare Beschäftigte

Übrige Beschäftigte je % Stunde 9,00

Zuschlag zu Nr. 1.4.1.1 bis 1.4.1.2 für 25 v.H. der Kosten mind. 15,00

Tätigkeiten außerhalb der üblichen Dienstzeit nach 1.4.1.1. bis
1.4.1.2

Gebührenfür Bau - und
Grundstücksangelegenheiten

Bescheinigung Über Nichtbestehen bzw. Nicht- für jedes Grundstück 10,00
Ausübung eines gesetzlichen Vorkaufsrechts, je Grundstückskauf- 20,00

verrrag

Bescheinigung Über Anllegerleistungen 3,00

Schriftliche Auskunff Über den 3,00

Erschließungsstand

Angebotsvordrucke beiöffentlichen 2,00 bis 25,00

Ausschreibungen je nach Umfang

Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung 20,00 bis 100,00

aufgrund einer Satzung

Zustimmung zur Verlegung neuer u. Änderung 50,00 bis 130,00

bereits vorhandener Telekommunikationslinien
gemäß $ 68 Abs.3 1. V. m. $ 142 Abs.6
Telekommunikationsgesetz

Genehmigung zur Anlage/Veränderung von 10,00 bis 100,00

Grundsfückszufahrten aufÖffentlichen

Verkehrsflächen

Zustimmung zur Löschung von dinglichen 20,00 bis 50,00
Rechten zu Gunsten der Stadt

Vergabe einer Hausnummer 5,00

Ordnungsangelegenheiten

Erteilung einer Erlaubnis oder 5,00 bis 250,00
Ausnahmebewilligung

Sondemutzungen
Verwaltungsgebühren bei Anfragstellung auf
Sondemufzungsgenehmigung
a) einfache Sondernutzungen ohne Aufgrabungen
öffentlicher Verkehrsflächen [z.B. Gerüststellung, Lagerung von
Baumaterial, Containeraufstellung u..d.)



Gegensfond Eemersuflgsgrur,dloge GebÜht in Euro

I A.AA

i5,00

8AA

l2,aa

?a aa
50 00
75 AA

15,00
3A.AA

5A.AA

- mjl einer inonspruchnohme bß2a m ölfenfliche verkehßfldche
' mil erner /nonspruchnohrne \)an ib--t 2A n öffenlljche verkehrsfloche

füt Aufslellung ran Pbkallröqern oder .lnd--rcn
\Nebelügen bß l5 SlÜ.:k

füt Arfslellung '/an PloLaiirdgern oder on.leren
Werlrelrögern .b,er I5 5lÜck
b) Stoßenoufbüche
- bß lA m, Aufb.rch d-ar aif-.nilichen vei<ehßflöche
ran I I 2AA m'zAufbruch 6ffenürcher verkehrsrlöche

- übet 2AA n' Aufbtuch ölienUrcher verkeh6flö.he
cl Auftrrüche in öffenilchen G.ünonlogen
- bis 10 .n'1 Aufgtabungsfloche rn derGr.nonloge
voti I I 2CA n'z AutErcÜ.)ngsflöche rn .ler CrÜnonloge
üb--t 2AA n' Auf S@bt.)n]sflache in der GrÜnonioge

Äuslogen
Auslcgen /§ I I Ihürv,Koslcl sind. so-elt
n hro/i n oeo'a- nd e ;ee're
eilros ondere5 benir.ml ßi ouctt .)onn zu
edleben, rr'e.n l r d;e alfenilrche Leisi!ng
selbsi GebÜh.enlreiheri besiehi.
Regelrnaßig n.lil clet öfienilichen Lersiung
onfoilende Aus/ogen sind beider
BerechnL,ng der Gebuhrenhöhe zr

Schreibouslogen. Fotoko pie n, Au s dtuc ke

2 l-i MoschrnerlgeschriebeneAusferlgulrge/iooef
Abschrften, Cie vom Kcsienschuldller
besonders beonlrogt oCerdie cL's vom
Kostensc h ulCr er zu vedretenden GrünCen
noiwendig wurcen:

2-l -l -l bei fanlouiendem IeIl jn.leuischeriproche

2- ) e.d- po

2. i.2 Anierlrgen lon Koplen bis DIN A 3, die vcm
Kostenschuloner beso,l d--ß D--an|rcgl a.ler
die ous vonr Koslenschuldnet zr redrclenden
C .' de '. '"e'dg " .-de- ob ö 99.a
der Ari der Hersie/lL,ng
fÜr die erslen 50 Serien
fürtede weiiere Serie

2. 1 .3 l,rsfelige n unc) Abschtifl in eleklrcniscttet Fotrn

2.1.4 l,rsdtucke aus EDv-Pragßmnen rnil

2 1.1 I Fotbplallet

2.t

noch leiiourwond

te ieite .!/Yr'

te Jeile .!/W

3,00

a,2a
0, tJ
a,6a

ie Dotei

AO

A2

A3

2,54

t 5,40
9,AA

5,04

1,50 brs 3,50
l,5A bis 3,AA

2.1-4.2 Dtucket

12

Nr.

2.1

2.1.

2.1.41:1

2.1.1.2

2.1.4.1

2.1.4.2

Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebührin Euro

- mit einer Inanspruchnahmebis 20 m öffenfliche Verkehrsfläche

- mit einer Inanspruchnahme von über 20 m öffentliche Verkehrsfläche

- für Aufstellung von Plakaffrägern oder anderen
Werbeträgern bis 15 Stück
- für Aufstellung von Plakatfrägem oder anderen
Werbeträgern über 15 Stück

b) Straßenaufbrüche
- bis 10 m? Aufbruch deröffentlichen Verkehrsfläche

-von 11-200 m? Aufbruch öffentlicher Verkehrsfläche

- über 200 m? Aufbruch öffentlicher Verkehrsfläche
c} Aufbrüchein öffentlichen Grünanlagen

- bis 10 m? Aufgrabungsfläche in der Grünanlage
- von 11-200 m? Aufgrabungsfläche in der Grünanlage

- über 200 m? Aufgrabungsfläche in der Grünanlage

Auslagen

Auslagen [$ 11 ThürvwKostG] sind, soweit
nicht durch ein oder auf Grund eines Gesetzes

etwas anderes bestimmtist, auch dann zu

erheben, wenn für die öffentliche Leistung
selbst Gebührenfreiheit besteht,
Regelmäßig mit der öffentlichen Leistung

anfallende Auslagen sind bei der
Berechnung der Gebührenhönezu
berücksichtigen.

Schreibauslagen, Fofokopien, Ausdrucke

Maschinengeschriebene Ausferfigungen oder
Abschriffen, die vom Kostenschuldner
besonders beantragt oder die aus vom
Kostenschuldner zu vertretenden Gründen
notwendig wurden:

bei fortlaufendem Text in deutscher Sprache je Seite DIN A 4

in fremder Sprache oder in Tabellenform nach Zeitaufwand

(Nr. 1.4]

Anfertigen von Kopien bis DIN A 3, die vom je Seite S/W
Kostenschulaner besonders beantragt oder je Seite S/W
die aus vom Kostenschuldner zu verfretenden je Seite Farbe
Gründen notwendig wurden, unabhängig von
der Art der Herstellung

für die ersten 50 Seifen

fürjede weitere Seite

Ausfertigen und Abschrift in elektronischer Form je Datei

Ausdrucke aus EDV-Programmen mit

Farbplotter AO
Al

A2

Drucker AS

A4

10,00
15,00

8,00

12,00

20,00
30,00
75,00

15,00
30,00
50,00

3,00

0,20
0,15
0,60

2,50

15,00
9,00
5,00

1,50 bis 3,50
1,50 bis 3,00

12



Nr. Gegenstond semessungsgrurdloge Gebüht in Euto

2.2 Benutzung von Fohneugen

2.2 I Auslogen Iür den fohrer

2.2.I I Kosien farden Fohrersind nurzu erheben. noch l--itorfwond
soweii der Kosiensch uicrn er besondere /Nr l.-11

Woriezeiien des fohreß zu vertfeten hoi

2.r. L Reisekosten des rohrers iind in ledem Folle noch § I I Abs l
onzusetzen solz I Nr 4

IhürvwKosiG

2 2-2 Persanenktafl',\,agen le km 4,66

2.2-3 Kleinbrsse bis I fchrgostpldtze, lekm t,t2
Lost,,ogen bis 7.5 t Nutzlost

2-3- Bielposlundlelekommunikotion

2-3.1 Äuslogen für Briefe mit einer. Gewicht bis
50 g und lelerongesprdche im O.1s- und
Nohbereich werden nichl gesonderl erhoben

2.-?.2 Alle.tndercn an die Fosl gerchlien Enlgelle ln vollerHöhe

2.3.3 Pouschbetrog für Akten versendung durch d,e le Sendung t2,aa
Posl ouch lür die Übeßerdüng ran
EuBgeldokten oußerholb eines EuBgeldveriohrens,
die dos t/.tß ndch 2 3.1 Übeßieigen

2.3 I förr.liche lusiellung durch Beschöiirgie noctr Lanot.)l'roti.l
derstodi iNr I tl

2-4. Än Behörden, Beschöftigle und Privole
geleistete zohtungen

2 4-1 Reisekosfenfergriung noch dem jewers rn lollerHöhe
in IhÜ,ngen gelienden Rei5ekosiengeseiz.
Foiien ouf einerRerse mehrere Drensigeschdiie
on, so sind den ernzeinen Kosienschuldnem
die enislondenen Fohrl- und Reisekoslen.
geleill clr.ch dje Zohl de r Djen stgesc hifte. zu
berechnen.
Der Anieil dod ledoch nrchihaher

, ,o oe, ,o,o
wenn nur dos leweilige Diensigeschclii
ousg -4f Ühl worden \)öre.

2-4.2 KcsJen, die \/enohrensbeie/igien iürdie in yall--t Höhe
Reise 7um Od einer verhondlung,
Unießuchung o.d und die Rückrerre zum
Wohn , Arbeiis oderA0ieniholisod
enlslonden und rhnen zu ersioiien srnd.

2.4.3 Arf\./endüngen, die durch lnonsprlchnohme in lo/lerHöhe
der Diensie von oußerholb der \,/erwolitrng
slehenden Personen bz\/t. Finen enlsland-an

t3

Nr.

2.2

2.2.1

ee

2.2.12

2.2.2

2.2.3

2:3:

2.3.1

2.3.2

2.3.3

2.3.4

2.4.

2.4.1

2.4.2

2.4.3

Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebühr in Euro

Benutzung von Fahrzeugen

Auslagen für den Fahrer

Kosten für den Fahrer sind nur zu erheben, nach Zeitaufwand
soweit der Kostenschuldner besondere {Nr. 1.4)

Wartezeiten des Fahrers zu vertreten hat

Reisekosten des Fahrers sind in jedem Falle nach $ 11 Abs, ]

anzusetzen Satz I Nr. 4
ThürVwKostG

Personenkraftwagen jekm 0,56

Kleinbusse bis 8 Fahrgastplätze, jekm 1,12
Lastwagen bis 7,5 t Nutzlast

Briefpost und Telekommunikafion

Auslagen für Briefe mit einem Gewicht bis
50 g und Telefongespräche im Orts- und
Nahbereich werden nicht gesondert erhoben

Alle anderen an die Post gezahlten Entgelte in voller Höhe

Pauschbetrag für Akfenversendung durch die je Sendung 12,00
Post, auch für die Übersendung von

Bußgeldakfen außerhalb eines Bußgeldverfahrens,
die das Maß nach 2.3.1 Übersteigen

Förmliche Zustellung durch Beschäftigte nach Zeitaufwand
der Stadt {Nr 1.4)

An Behörden, Beschäftigte und Private
geleistete Zahlungen

Reisekostenvergütung nach dem jeweils in voller Höhe

in Thünngen geltenden Reisekostengesetz.
Fallen auf einer Reise mehrere Dienstgeschäfte

an, so sind den einzelnen Kostenschuldnermn
die entstandenen Fahrt- und Reisekosten,
geteilt durch die Zahl der Dienstgeschäffe, zu
berechnen.

Der Anteil darfjedoch nicht höher
sein als der Aufwand, der entstanden wäre,

wenn nur das jeweilige Dienstgeschäft

ausgeführt worden wäre.

Kosten, die Verfahrensbeteiligten für die in voller Höhe

Reise zum Ort einer Verhandlung,

Untersuchung o.d. und die Rückreise zum
Wohn-, Arbeits- oder Aufenthaltsort

entstanden und ihnen zu erstatten sind.

Aufwendungen, die durch Inanspruchnahme in voller Höhe
der Dienste von außerhalb der Verwaltung
stehenden Personen bzw. Firmen entstanden

sind,



Nr. Gegenstond

2.4.1 Aüfdendongen fürdie Unte,bdngung und
Yerpf/egung von Personen

2.4.5 AufbevßhtungspoLrschole fÜrFundscchen pro

qp o'
einschließlich verpfieSUns pro Ioer

2.4.7 T.onspot ron Personen. Fundsochen und
Fundiieren

2.4.8 ondere 
^uslogen 

fin frndfierc

2.4.9 Kosten öffenillcher Eekonntr.ochungen

Bemestungsgrundlqge GebÜtu in Euro

t,aa

25,40

den 21. September 2015

./

Bürgermeisler

)4

hlr".1';?r

oi'nudri

Nr. Gegenstand

2,44 Aufwendungen für die Unterbringung und
Verpflegung von Personen

2.4.5  Aufbewahrungspauschale für Fundsachen pro
Monat

246  Aufbewahrungspauschale für Fundtiere
einschließlich Verpflegung pro Tag

2.4.7 Transport von Personen, Fundsachen und
Fundfieren

2.4.8 andere Auslagen für Fundftiere

2.4.0 Kosten Öffentlicher Bekanntmachungen

Treffyrt, den 21. September 2015

; u |

Reinz

Bürgermeister

Bemessungsgrundlage Gebührin Euro

in voller Höhe

1,00

in voller Höhe

25,00

in voller Höhe

in voller Höhe

 


